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Der Ausschuss für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres macht gemäß Artikel 26 
Absatz 2 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments folgende Anmerkungen zur 
Vereinbarkeit des Handelsübereinkommens zur Bekämpfung von Produkt- und 
Markenpiraterie zwischen der Europäischen Union und ihren Mitgliedstaaten, Australien, 
Kanada, Japan, der Republik Korea, den Vereinigten Mexikanischen Staaten, dem Königreich 
Marokko, Neuseeland, der Republik Singapur, der Schweizerischen Eidgenossenschaft und 
den Vereinigten Staaten von Amerika (ACTA) mit den in der Charta der Grundrechte der 
Europäischen Union (die Charta) verankerten Rechten1.

Allgemeiner Rahmen
1. erkennt an, dass die Rechte des geistigen Eigentums (Intellectual Property Rights (IPRs)) 

wichtige Instrumente für die Union in der „wissensbasierten Wirtschaft“ sind und dass 
eine angemessene Durchsetzung von IPRs ausschlaggebend ist; erinnert daran, dass die 
Verletzung von IPRs dem Wachstum, der Wettbewerbsfähigkeit und der Innovation 
schadet; betont, dass durch das ACTA keine neuen IPRs geschaffen werden, sondern dass 
das ACTA ein Durchsetzungsvertrag ist, durch den die Verletzung von IPRs wirksam 
bekämpft werden soll; 

2. erinnert daran, dass sowohl der Inhalt der vorherigen Fassungen des Übereinkommens als 
auch der derzeitige Text zusammen mit dem Grad an Transparenz im Zusammenhang mit 
den Verhandlungen über das Übereinkommens vom Parlament mehrfach infrage gestellt 
wurden;2

3. betont gleichzeitig, dass es unbedingt erforderlich ist, ein angemessenes Gleichgewicht 
zwischen der Durchsetzung von IPRs und Grundrechten, wie etwa freier 
Meinungsäußerung, dem Recht auf Privatsphäre und dem Schutz personenbezogener 
Daten und dem Recht auf ein faires Verfahren, sicherzustellen, und erinnert an die 
Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Union (EuGH) zu diesem 
angemessenen Gleichgewicht3;

4. wiederholt, dass das Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon am 1. Dezember 2009 das 
rechtliche Umfeld der Union verändert hat, die sich immer stärker als Gemeinschaft von 
gemeinsamen Werten und Grundsätzen darstellen sollte; erinnert daran, dass das neue 
Mehrebenensystem der Union des Grundrechtsschutzes aus verschiedenen Quellen 
hervorgeht und durch vielfältige Mechanismen gestärkt wird, einschließlich der 
rechtsverbindlichen Charta, der durch die Konvention zum Schutze der Menschenrechte 
und Grundfreiheiten (EMRK) garantierten Rechte und der Rechte aufgrund der 
Verfassungstraditionen der Mitgliedstaaten und ihrer Auslegung durch die 
Rechtsprechung des Europäischen Menschenrechtsgerichtshofs und des EuGH4; betont, 

                                               
1 Nimmt die beiden Stellungnahmen des Juristischen Dienstes des EP zu ACTA vom 5. Oktober 2011 und 8. Dezember 2011 
zur Kenntnis http://lists.act-on-acta.eu/pipermail/hub/attachments/20111219/59f3ebe6/attachment-0010.pdf.
2 Siehe beispielsweise die Entschließung des EP vom 10. März 2010 zur Transparenz und zum Stand der Verhandlungen über 
das ACTA, P7_TA(2010)0058.
3 Siehe in diesem Sinne auch Buchstabe (d) der Stellungnahme der European Academics zu ACTA http://www.iri.uni-
hannover.de/tl_files/pdf/ACTA_opinion_200111_2.pdf; Rechtssache C-275/06 Promusicae, Slg. I-271 (Rndnrn. 62 bis 68), 
Rechtssache C-70/10 Scarlet Extended SA gegen Société belge des auteurs, compositeurs et éditeurs SCRL (SABAM) (Rdnr. 
44), Rechtssache C-360/10, Belgische Vereniging van Auteurs, Componisten en Uitgevers CVBA (SABAM) gegen Netlog
NV (Rndnrn. 42-44),und Rechtssache C-461/10 Bonnier Audio AB, Earbooks AB, Norstedts Förlagsgrupp AB, Piratförlaget 
AB, Storyside AB gegen Perfect Communication Sweden AB.
4 Entschließung des EP vom 15. Dezember 2010 zu der Lage der Grundrechte in der Europäischen Union (2009) – wirksame 
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dass diese verstärkte Menschenrechtsarchitektur und dieses hohes Schutzniveau, das die 
EU anstrebt („das europäische Modell“), auch in ihrer externen Dimension 
aufrechterhalten werden müssen, da die EU in Menschenrechtsfragen „mit guten Beispiel 
vorangehen“ muss1, und nicht den Eindruck erwecken dürfen, dass eine 
„Grundrechtswäsche“ zugelassen wird; 

5. ist der Auffassung, dass die „Würde, Autonomie und persönliche Weiterentwicklung“2

von Menschen in diesem europäischen Modell fest verankert sind, und erinnert daran, 
dass Privatsphäre und Datenschutz zusammen mit der freien Meinungsäußerung schon 
immer als Herzstücke dieses Modells – als Grundrechte sowie als politische Ziele –
angesehen wurden; betont, dass dies berücksichtigt werden muss, wenn ein ausgewogenes 
Verhältnis zu dem Recht auf Schutz geistigen Eigentums und auf unternehmerische 
Freiheit hergestellt werden soll, die ebenfalls Rechte sind, die durch die Charta geschützt 
werden;

6. erinnert an die Standpunkte, die das Parlament in seiner Empfehlung vom 26. März 2009 
an den Rat zur Stärkung der Sicherheit und der Grundfreiheiten im Internet3 vertreten hat, 
die für die derzeitige Debatte von Bedeutung sind, einschließlich „ständiger 
Aufmerksamkeit für absoluten Schutz und verstärkte Förderung der Grundfreiheiten im 
Internet“;

7. weist auf die Rechtsprechung des EuGH4 hin, nach der auch die Mitgliedstaaten die 
Erfordernisse des Schutzes der in der Rechtsordnung der Union anerkannten allgemeinen 
Grundsätze, zu denen auch die Grundrechte zählen, bei der Durchführung 
gemeinschaftsrechtlicher Regelungen zu beachten haben, und nach der die 
Verpflichtungen aufgrund einer internationalen Übereinkunft nicht die 
Verfassungsgrundsätze der Unionsverträge beeinträchtigen können, zu denen auch der 
Grundsatz zählt, dass alle Handlungen der Gemeinschaft die Menschenrechte achten 
müssen; 

8. bedauert zutiefst, dass keine spezifische Folgenabschätzung zu Grundrechten beim ACTA 
vorgenommen wurde, und ist nicht der Auffassung, dass es „keinen Grund für eine 
Folgenabschätzung zu ACTA“ gebe, „da es nicht über den EU-Besitzstand hinausgeht und 
keine Durchführungsmaßnahmen erforderlich sind“5, besonders wenn man die Auffassung 
der Kommission in ihrer Mitteilung „Strategie zur wirksamen Umsetzung der Charta“6

von 2010 berücksichtigt;

9. erinnert daran, dass die Kommission beschlossen hat, ein Gutachten des EuGH zu der 
Frage einzuholen, ob das ACTA mit den Unionsverträgen, insbesondere der Charta, 

                                                                                                                                                  
Umsetzung nach Inkrafttreten des Vertrags von Lissabon, P7_TA(2010)0483, Zif. 5.
1 Mitteilung der Kommission - Strategie zur wirksamen Umsetzung der Charta der Grundrechte durch die Europäische 
Union, COM(2010)573, S. 3..
2 A. Rouvroy und Y. Poullet, „Self-determination as ‘the key’ concept” http://www.cpdpconferences.org/Resources/Rouvroy-
Poullet.pdf. 
3 ABl. C 117 E vom 6.5.2010, S. 206. 
4 C-540/03 Parlament gegen Rat (Rndnr. 105); C-402/05 P und C-415/05 P Kadi und Al Barakaat International Foundation 
gegen Rat und Kommission (Rndnr. 285). 
5 Siehe den Vermerk „Civil Society Meeting ACTA” http://trade.ec.europa.eu/doclib/docs/2011/february/tradoc_147497.pdf.
6 ibid Fußn. 1. 
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vereinbar ist1;

Die Problematik der Rechtssicherheit und des angemessenen Gleichgewichts

10. stellt fest, dass das ACTA Vorschriften zu Grundrechten und Verhältnismäßigkeit sowohl 
allgemein (z. B. Artikel 42 und Artikel 63, Präambel) als auch spezifisch (z. B. Artikel 27 
Absätze 3 und 44) enthält; weist in diesem Zusammenhang allerdings darauf hin, dass 
Artikel 4 nur die Offenlegung personenbezogener Daten durch Staaten betrifft und dass 
die Bezugnahmen in Artikel 27 Absätze 3 und 4 als Standard- und Mindestgarantien 
betrachtet werden sollten; betont, dass Privatsphäre und freie Meinungsäußerung nicht 
einfache Grundsätze sind, wie es im ACTA heißt, sondern als Grundrechte unter anderem 
durch den Internationalen Pakt über bürgerliche und politische Rechte, die EMRK, die 
Charta und die Allgemeine Erklärung der Menschenrechte anerkannt sind5; 

11. ist darüber hinaus der Auffassung, dass es zwar verständlich ist, dass ein internationales 
Übereinkommen, das durch Vertragsparteien mit unterschiedlichen Rechtstraditionen 
ausgehandelt wird, allgemeiner gefasst ist, als dies bei EU-Rechtsvorschriften der Fall ist6, 
wobei die unterschiedlichen Hilfsmittel zu berücksichtigen sind, mit denen die 
Vertragsparteien mit dem Gleichgewicht zwischen Rechten und Interessen umgehen, und 
Flexibilität eingeräumt wird, dass es aber auch ausschlaggebend ist, dass Rechtssicherheit 
und wirksame und detaillierte Garantien im ACTA verankert werden;

12. betont, dass es immer noch eine beträchtliche Rechtsunsicherheit dadurch gibt, wie einige 
Kernbestimmungen des ACTA formuliert sind (z. B. Artikel 11 (Informationen über die 
Verletzung), Artikel 23 (Strafbare Handlungen)7, Artikel 27 (Durchsetzung im digitalen 
Umfeld), insbesondere Artikel 27 Absatz 3 (Strukturen für die Zusammenarbeit) und 
Artikel 27 Absatz 4); warnt vor der Gefahr, dass „fragmentierte Ansätze innerhalb der EU 
verfolgt werden”8 mit dem Risiko einer unzureichenden Achtung des Rechts auf Schutz 
personenbezogener Daten;

13. weist außerdem darauf hin, dass einige Bestimmungen des ACTA (z. B. Artikel 27 
Absätze 3 und 4) nichtverbindlicher Art sind und somit keine Rechtspflicht der 
Vertragsparteien begründen, die gegen Grundrechte verstoßen9, dass aber der Mangel an 
Genauigkeit der Bestimmungen, an ausreichenden Beschränkungen und Garantien 
Zweifel an dem notwendigen Grad an Rechtssicherheit aufkommen lassen, der beim 
ACTA erforderlich ist (z.B. Garantien gegen Missbrauch personenbezogener Daten oder 

                                               
1 Artikel 218 Absatz 11 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union.
2 Privatsphäre und Offenlegung von Informationen.
3 Allgemeine Pflichten im Bereich der Rechtsdurchsetzung, und konkret, angemessener Schutz der Rechte aller Beteiligten 
und die Verhältnismäßigkeitsanforderung.
4 „in Übereinstimmung mit [den] Rechts- und Verwaltungsvorschriften [der Vertragsparteien]"; […] „in Übereinstimmung 
mit den Rechtsvorschriften der jeweiligen Vertragspartei […] Grundsätze wie freie Meinungsäußerung, faire 
Gerichtsverfahren und Schutz der Privatsphäre beachte[n]“.
5 Siehe in diesem Sinne auch die Stellungnahme des Europäischen Datenschutzbeauftragten vom 24. April 2012 < 
http://www.edps.europa.eu/EDPSWEB/webdav/site/mySite/shared/Documents/Consultation/Opinions/2012/12-04-
24_ACTA_EN.pdf> Zif. 64.
6 Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen „Comments on the ‘Opinion of the European Academics on Anti-
Counterfeiting Trade Agreement’” vom 27. April 2011. 
7 Verschiedene Kritikpunkte zum Begriff „gewerbliches Ausmaß“.
8 Fußn. 1 Zif. 35.
9 Gutachten des Juristischen Dienstes des EP vom 8. Dezember 2011.
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zum Schutz des Rechts auf Verteidigung1); 

14. ist der Auffassung, dass Maßnahmen, die die Identifizierung eines Abonnenten gestatten, 
dessen Konto zur mutmaßlichen Rechtsverletzung genutzt wurde, vielfältige Formen der 
Überwachung der Benutzung des Internet durch Einzelpersonen umfassen; betont, dass 
der EuGH unzweifelhaft erkannt hat, dass durch die Überwachung sämtlicher 
elektronischer Kommunikationen ohne zeitliche Begrenzung und genauen Umfang, wie 
etwa das Filtern durch Internetdienstleister, oder die Sammlung von Daten durch 
Rechteinhaber kein angemessenes Gleichgewicht zwischen IPRs und anderen 
Grundrechten und Freiheiten, insbesondere dem Recht auf Schutz ihrer 
personenbezogenen Daten und dem Recht auf freien Empfang oder freie Sendung von 
Informationen oder dem Schutz der unternehmerischen Freiheit gewährleistet wird 
(Artikel 8, 11 und 16 der Charta)2;

15. ist der Überzeugung, dass Zweideutigkeit vermieden oder zumindest auf ein Mindestmaß 
reduziert werden muss, wenn es um Grundrechte geht; ist außerdem, ohne den 
Durchführungsmaßnahmen zum ACTA eine böse Absicht („procès d'intention“) 
unterstellen zu wollen, der Auffassung, dass beim derzeitigen Sachstand Vorsicht 
gegenüber dem ACTA angesichts der schwerwiegenden und verbleibenden Fragezeichen 
angebracht ist, die hinsichtlich des Gleichgewichts bestehen, das innerhalb der 
Übereinkunft zwischen IPRs und anderen wesentlichen Grundrechten erreicht wurde, 
sowie seines Grades an Rechtssicherheit.

                                               
1 Fußn. 1 Zif. 33.
2 Rechtssache C-70/10 Scarlet Extended SA gegen Société belge des auteurs, compositeurs et éditeurs SCRL (SABAM)
(Rndnrn. 47-49).
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KURZE BEGRÜNDUNG

Ihr Verfasser der Stellungnahme ist der Ansicht, dass der Schutz der geistigen 
Eigentumsrechte in Europa für die Aufrechterhaltung des Wettbewerbsvorsprungs unseres 
Kontinents in einer globalisierten, schnell fortschreitenden und vernetzten Wirtschaft von 
ausschlaggebender Bedeutung ist. Künstler und Innovatoren sollten für ihre geistigen 
Leistungen entlohnt werden. Gleichzeitig sollten eben diese Künstler zusammen mit 
Aktivisten, politisch Andersdenkenden und Bürgern, die bereit sind, sich an der öffentlichen 
Debatte zu beteiligen, nicht den Eindruck haben, dass sie in irgendeiner Weise in ihrer 
Fähigkeit, zu kommunizieren, kreativ zu sein, zu protestieren und aktiv zu werden, 
eingeschränkt werden. Dies gilt besonders heutzutage, da wir weltweit eine riesige, 
unkontrollierte Expansion der Stimmen, die endlich gehört werden können, gewärtigen, was 
wir ja auch begrüßen. Als einziger direkter Vertreter von 400 Millionen europäischen 
Bürgerinnen und Bürgern hat das Europäische Parlament die Verantwortung sicherzustellen, 
dass diese Expansion unbehindert bleibt.

Die Kultur des sogenannten File-Sharings, die durch die bemerkenswerten technologischen 
Fortschritte des letzten Jahrzehnts ermöglicht wurde, schafft zweifellos direkte Probleme 
hinsichtlich der Art und Weise, wie wir mit der Entlohnung von Künstlern und der 
ordnungsgemäßen Durchsetzung von Rechten des geistigen Eigentums in den vergangenen 
Jahrzehnten umgegangen sind. Unsere Aufgabe als Politikgestalter ist es, diese Probleme zu 
lösen, indem wir ein akzeptables Gleichgewicht zwischen den Möglichkeiten, die diese 
Technologie bietet, und einer anhaltenden künstlerischen Kreativität gewährleisten, die ein 
charakteristisches Merkmal für Europas Platz in der Welt ist. 

Wir befinden uns deshalb zu einem entscheidenden Moment dieser Debatte vor einem 
spannenden Umbruch. In diesem Sinne glaubt Ihr Verfasser der Stellungnahme, dass das 
ACTA zu früh kommt und dass eine mögliche Annahme des Vertrags dazu führen würde, 
dass die Möglichkeit einer öffentlichen Erörterung, die unseres demokratischen Erbes würdig 
ist, im Wesentlichen zunichte gemacht würde. Angesichts einer solchen kolossalen 
Herausforderung ist, was wir unbedingt benötigen, dass jeder Experte, den wir haben, jede 
betroffene Organisation oder Institution, über die wir verfügen, jeder Bürger, der eine Ansicht 
kundtun will, von Anfang an an der Schaffung eines modernen Sozialpakts, eines modernen 
Systems des Schutzes von Rechten des geistigen Eigentums, beteiligt wird. Das ACTA ist das 
nicht und war auch nie darauf ausgelegt. Ihr Verfasser der Stellungnahme glaubt vielmehr, 
dass die Annahme des ACTA die Debatte vorzeitig abwürgen, das Gleichgewicht zu Gunsten 
einer Seite verschieben und den Mitgliedstaaten ermöglichen würde, mit Gesetzen zu 
experimentieren, die potentiell Grundfreiheiten beeinträchtigen und Präzedenzfälle schaffen 
könnten, die unter Umständen für künftige Gesellschaften nicht wünschenswert sind. Ziel 
dieser Stellungnahme ist es, durch die Hervorhebung dieser Gefahren die vom Europäischen 
Parlament eingeleitete Diskussion zu bereichern und seine Mitglieder dabei zu unterstützen, 
eine ausgewogene Entscheidung in bester Kenntnis der Sachlage über die grundlegende Frage 
der Ablehnung oder Zustimmung in Sachen ACTA zu treffen. 


